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also die Kombination von Arbeit im Betrieb und mobilem Arbeiten 
oder Homeoffice, ist ein zentrales Element moderner Arbeitsorga-
nisation und ein wesentlicher Bestandteil des digitalen Wandels: Es 
bietet Flexibilität, fördert Eigenverantwortung und erleichtert die 
Balance zwischen Beruf und Privatleben. Gleichzeitig stehen Un-
ternehmen und Mitarbeiter vor organisatorischen, kulturellen und 
rechtlichen Herausforderungen.

Dieses Dokument entstand im Rahmen der AG 5 (Arbeitsgruppe 
Arbeit, Aus- und Weiterbildung) der Plattform Industrie 4.0. Die 
Plattform Industrie 4.0 beschäftigt sich primär mit der intelligenten 
Vernetzung von Maschinen und Abläufen in der Industrie mithilfe 
von Informations- und Kommunikationstechnologie und den damit 
verbundenen Veränderungen. Industrie 4.0 ist nicht nur ein tech-
nologisches Transformationsprojekt, sondern muss auch als ganz-
heitlicher Wandel von Arbeit, Qualifikation und Organisation ver-
standen werden. Bei diesem Wandel sollten wir hybrides Arbeiten 
einbeziehen. Neue Kommunikationstechnik eröffnet Freiräume für 
Mitarbeitende. Diese nutzen sie sinnvoll, wenn sie rechtliche, sozia-
le und gesundheitliche Rahmenbedingungen kennen und beachten. 
Die Mitarbeitenden müssen ihre Freiheiten selbstverantwortlich ge-
stalten. 

Dieses Dokument bietet eine erste Orientierung für alle Beteilig-
ten im Unternehmen, die mit hybrider Arbeit starten – für Mitarbei-
tende, Führungskräfte, Betriebsräte und weitere Interessenvertre-
tungen. Es benennt kurz und knapp typische rechtliche und soziale 
Fragestellungen, die im hybriden Arbeiten relevant sind, und ordnet 
sie aus einer praxisnahen Perspektive ein. Es ist allerdings nicht Ziel, 
eine vollständige oder abschließende Darstellung aller rechtlichen 
Regelungen und sozialen Rahmenbedingungen zum hybriden Ar-
beiten zu liefern. Das Dokument ersetzt keine rechtliche Beratung 
und kann die Komplexität einzelner Fallkonstellationen nicht ab-
bilden. Insbesondere gesetzliche Rahmenbedingungen entwickeln 
sich weiter und müssen immer im Einzelfall vertieft betrachtet wer-
den. 

Wer hybride Arbeitsmodelle einführt, empfindet Regelungen zu 
Arbeitszeit, Ruhezeiten, Arbeitsschutz und Fürsorgepflicht oft als 
bürokratisch. Sie sind allerdings kein Selbstzweck, sondern beruhen 
auf langjährigen arbeitsmedizinischen und arbeitsschutzrechtlichen 
Erkenntnissen darüber, wie physische und psychische Belastungen 
entstehen und begrenzt werden können. Auch im digitalen und hy-
briden Arbeiten behalten diese Schutzgedanken ihre Bedeutung. 
Trotz dieser Herausforderung ermutigt dieses Dokument, hybrides 
Arbeiten zuzulassen, positiv zu nutzen und die Zusammenarbeit fair 
und regelbasiert zu gestalten. Wer die Regeln einmal verinnerlicht 
hat, empfindet sie nicht mehr als kompliziert.

Hybrides Arbeiten,
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Wie sehen die allgemeinen Vorgaben im  
Bereich Arbeitszeit im hybriden Arbeiten aus?

In Deutschland regelt das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) die zulässige 
Arbeitszeit. Diese Vorgaben gelten unabhängig vom Arbeitsort und 
damit gleichermaßen im Betrieb, im Homeoffice, beim mobilen Ar-
beiten und in hybriden Modellen. Die regelmäßige tägliche Arbeits-
zeit darf acht Stunden pro Werktag nicht überschreiten. Sie kann auf 
bis zu zehn Stunden verlängert werden, wenn innerhalb von sechs 
Kalendermonaten oder 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden 
werktäglich eingehalten werden. Beschäftigte müssen spätestens 
nach sechs Stunden Arbeit eine Pause von mindestens 30 Minuten 
einlegen, bei mehr als neun Stunden beträgt die Pausenzeit min-
destens 45 Minuten. Zwischen zwei Arbeitstagen ist grundsätzlich 
eine ununterbrochene Ruhezeit von elf Stunden einzuhalten. Diese 
Regelungen dienen dem Schutz der Gesundheit und sollen Über-
lastung sowie Unfallrisiken vorbeugen.

Welche typischen Graubereiche gibt es im  
hybriden Arbeiten und wie sind sie einzuordnen?

Hybrides Arbeiten führt häufiger zu Situationen, in denen Arbeits-
zeit, Wegezeit und Ruhezeit nicht eindeutig voneinander abgegrenzt 
sind. Reisezeiten im Rahmen von Dienstreisen gelten nicht automa-
tisch als Arbeitszeit, können jedoch als solche zählen, insbesondere 
dann, wenn während der Reise aktiv gearbeitet wird, etwa durch das 
Bearbeiten von E-Mails oder Telefonate, wenn sie fremdbestimmt 
sind oder im Interesse des Arbeitgebers erfolgen. Auch bei Dienst-
reisen sind die Vorgaben zu Höchstarbeitszeiten und Ruhezeiten 
einzuhalten. Wegezeiten zwischen Wohnung und regelmäßigem 
Arbeitsort gelten rechtlich nicht als Arbeitszeit, auch wenn sich dies 
im hybriden Arbeiten subjektiv anders anfühlen kann. Kurze rein 
informatorische Kontakte außerhalb der Arbeitszeit, wie ein kur-
zes Telefonat oder die Bestätigung einer E-Mail, können im Einzel-
fall nicht als Arbeitszeit gewertet werden, sofern keine inhaltliche 
Arbeitsleistung erbracht wird. Problematisch ist insbesondere das 
bewusste Beenden der Arbeitszeiterfassung bei fortgesetzter Ar-
beit, da dadurch Arbeitszeit systematisch unsichtbar gemacht wird. 
Entscheidend ist weniger der einzelne Grenzfall als das wiederholte 
oder dauerhafte Entstehen von Arbeitszeitüberschreitungen. Hierzu 
sind ggf. bestehende betriebliche Regelungen zu beachten, die die 
gesetzlichen Mindeststandards und einschlägige Rechtsprechungen 
ergänzen.
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Wie kann und muss Arbeitszeit im hybriden  
Arbeiten erfasst werden?

Seit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs aus dem 
Jahr 2019 und des Bundesarbeitsgerichts aus dem Jahr 2022 be-
steht nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts bereits 
eine Pflicht zur Erfassung der Arbeitszeit, auch wenn eine konkre-
te gesetzliche Ausgestaltung noch aussteht. Diese Pflicht gilt un-
abhängig vom Arbeitsort und auch bei Vertrauensarbeitszeit. Die 
Arbeitszeiterfassung muss objektiv, verlässlich und nachvollziehbar 
sein. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, ein geeignetes System bereit-
zustellen, dessen Nutzung verbindlich vorzugeben und in angemes-
senem Umfang zu kontrollieren. Eine lückenlose Einzelkontrolle 
jeder Buchung ist nicht erforderlich, wohl aber die Schaffung trans-
parenter Prozesse und stichprobenartiger Überprüfungen. Konkre-
te gesetzliche Vorgaben zur technischen Ausgestaltung existieren 
derzeit noch nicht. Vertrauensarbeitszeit bleibt möglich, entbindet 
jedoch weder von der Arbeitszeiterfassung noch von der Einhaltung 
der gesetzlichen Arbeitszeitgrenzen.

Dürfen Überstunden mit dem Entgelt abgegolten 
werden und wie ist dies bei außertariflichen  
Beschäftigten (AT) geregelt?

Überstunden können arbeitsvertraglich mit dem Entgelt abgegol-
ten werden, jedoch nur in begrenztem und klar definiertem Um-
fang. Pauschale Regelungen, nach denen sämtliche Überstunden 
mit dem Gehalt abgegolten sein sollen, sind rechtlich unwirksam. 
Auch außertarifliche Beschäftigte unterliegen dem Arbeitszeitge-
setz, sodass Höchstarbeitszeiten und Ruhezeiten einzuhalten sind. 
Der AT-Status befreit nicht von der Pflicht zur Arbeitszeiterfassung. 
In der Praxis werden bei AT-Beschäftigten häufig begrenzte Über-
stundenkontingente mit dem Gehalt abgegolten, während darüber 
hinausgehende Mehrarbeit transparent gemacht und durch unter-
jährigen Freizeitausgleich kompensiert wird. Entgeltabgeltung er-
setzt dabei nicht den Arbeitsschutz, sondern setzt voraus, dass 
Arbeitszeitbelastungen sichtbar bleiben und ausgeglichen werden 
können. Auch hier gibt es regelmäßig betriebliche Arbeitszeit- und 
Pausenregelungen.
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Was passiert, wenn im hybriden Arbeiten  
Arbeitszeitgrenzen überschritten werden?

Bei Verstößen gegen das Arbeitszeitgesetz trägt der Arbeitgeber 
grundsätzlich die Verantwortung, wobei Beschäftigte zur Einhal-
tung der Vorgaben mitwirken müssen. Dies gilt auch im Homeoffice 
oder beim mobilen Arbeiten.

Nicht jede einzelne Überschreitung ist automatisch haftungsrele-
vant. Kritisch wird es insbesondere bei systematischen oder dau-
erhaften Überschreitungen. D. h., wenn jemand mit regelmäßigen 
Überschreitungen aufgefallen ist, muss die Führungskraft reagieren 
und dies dokumentieren, um eine Verhaltensänderung herbeizufüh-
ren und um ihrer Verantwortung gerecht zu werden. 

Wie sind kurze Unterbrechungen wie  
Kaffeekochen oder kurze private Tätigkeiten  
einzuordnen?

Kurze Unterbrechungen des Arbeitsablaufs gelten in der Regel wei-
terhin als Arbeitszeit und sind von gesetzlichen Pausen zu unter-
scheiden. Gesetzliche Pausen müssen bewusst eingehalten werden 
und zählen nicht zur Arbeitszeit. Längere private Unterbrechungen 
stellen keine Arbeitszeit dar und sollten entsprechend erfasst wer-
den. Maßgeblich ist nicht eine minutengenaue Betrachtung einzel-
ner Unterbrechungen, sondern die Einhaltung von Pausen und Ru-
hezeiten sowie die Gesamtbelastung über den Arbeitstag hinweg. 
Auch hier unterscheiden sich betriebliches und außerbetriebliches 
Arbeiten nicht. Und falls mal was passiert: Arbeitsunfälle sind im 
Homeoffice versichert, sofern sie in direktem Zusammenhang mit 
der beruflichen Tätigkeit stehen. Dies umfasst auch bestimmte be-
triebsbezogene Wege im Haushalt (z. B. Wege zum Arbeitsplatz).
Eine nachvollziehbare Arbeitszeiterfassung kann im Schadensfall 
zur Klärung beitragen. Es gibt eine klare Festlegung der Berufsge-
nossenschaften und der Rechtsprechung, was unter Arbeitszeit fällt 
und was nicht. Dies ist wichtig zu wissen, weil nur bei Arbeitsunfäl-
len Leistungen der Berufsgenossenschaft gewährt werden, die über 
das Leistungsspektrum der eigenen Krankenversicherung hinausge-
hen.
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Wie wird damit umgegangen, wenn Arbeitneh-
mende entsprechend geschult wurden, es aber 
dennoch zu einem Verstoß gegen Arbeitsschutz-
vorgaben kommt? Reichen regelmäßige Arbeitss-
chutzbelehrungen aus, um Führungskräfte oder 
Unternehmen aus der Verantwortung zu nehmen?
Regelmäßige Arbeitsschutzunterweisungen und Schulungen sind 
erforderlich. Sie reichen jedoch allein nicht aus, um Führungskräfte 
oder Unternehmen vollständig von ihrer Verantwortung zu entbin-
den. Schulungen sind eine notwendige Voraussetzung, um Arbeits-
schutzpflichten zu erfüllen, ersetzen jedoch nicht die Pflicht zur 
sachgerechten Organisation der Arbeit, zur angemessenen Kontrol-
le und zur Nachsteuerung bei erkennbaren Problemen. Auch wenn 
Beschäftigte geschult wurden, bleibt der Arbeitgeber und damit 
auch die jeweilige Führungskraft im Rahmen ihrer Aufgaben für die 
Einhaltung der Arbeitsschutzvorgaben verantwortlich.

Entscheidend ist die Art des Verstoßes. Ein einmaliger, nicht vorher-
sehbarer Verstoß trotz klarer Unterweisung ist anders zu bewerten 
als wiederholte oder strukturelle Verstöße. Treten Verstöße wieder-
holt auf, spricht dies regelmäßig für ein Organisationsproblem und 
nicht für individuelles Fehlverhalten. In solchen Fällen reicht der Ver-
weis auf erfolgte Schulungen nicht aus. In der Praxis bedeutet dies, 
dass Arbeitsorganisation sowie Ziel- und Zeitvorgaben überprüft 
und gegebenenfalls angepasst werden müssen, dass Führungskräf-
te im angemessenen Umfang kontrollieren und nachsteuern und 
dass Gespräche sowie zusätzliche oder vertiefende Unterweisungen 
dokumentiert erfolgen. Arbeitsschutzrechtlich ist nicht allein ent-
scheidend, dass geschult wurde, sondern dass Schulungen wirksam 
sind und durch geeignete organisatorische Maßnahmen unterstützt 
werden. 
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Welche rechtlichen Pflichten bestehen im  
hybriden Arbeiten hinsichtlich Arbeitsumgebung 
und Gefährdungsbeurteilung, insbesondere bei 
der Abgrenzung von Telearbeit, mobilem Arbeiten 
und dem umgangssprachlichen Begriff  
Homeoffice?
Im Arbeitsschutzrecht ist klar zwischen Telearbeit, mobilem Arbei-
ten und dem umgangssprachlich verwendeten Begriff Homeoffice 
zu unterscheiden. Diese Differenzierung ist entscheidend für die je-
weils geltenden Pflichten des Arbeitgebers.

Telearbeit im rechtlichen Sinne liegt vor, wenn ein dauerhaft ein-
gerichteter Bildschirmarbeitsplatz im privaten Bereich vertraglich 
vereinbart ist. In diesem Fall findet die Arbeitsstättenverordnung 
Anwendung. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitsumgebung 
zu beurteilen und geeignete Maßnahmen zum Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz sicherzustellen. Hierzu können – nach vorheriger 
Abstimmung – auch Begehungen des Arbeitsplatzes gehören.

Mobiles Arbeiten liegt vor, wenn die Arbeitsleistung nicht an einen 
dauerhaft eingerichteten Arbeitsplatz gebunden ist, sondern wech-
selnd an unterschiedlichen Orten erbracht wird, etwa zu Hause, 
unterwegs oder an anderen externen Arbeitsorten. Für mobiles Ar-
beiten gilt die Arbeitsstättenverordnung nicht. Die arbeitsrechtliche 

Fürsorgepflicht des Arbeitgebers bleibt jedoch bestehen. Sie wird 
hier insbesondere durch Information, Unterweisung, klare organisa-
torische Regelungen und geeignete Rahmenbedingungen wahrge-
nommen. Ungeachtet der rechtlichen Einordnung und der teilweise 
durchaus verwirrenden Begrifflichkeiten sollte eins im Vordergrund 
stehen: Es geht immer darum, bestmögliche und faire Arbeitsbedin-
gungen im Sinne der Beschäftigten und des Unternehmens möglich 
zu machen. Klare rechtliche Rahmenbedingungen müssen selbst-
verständlich eingehalten werden. Freiräume dürfen aktiv genutzt 
werden, wenn sie nicht zulasten der Beschäftigten gehen. 

Der Begriff Homeoffice wird in der Praxis häufig verwendet, ist 
rechtlich jedoch nicht eindeutig definiert. Er kann sowohl Telearbeit 
als auch mobiles Arbeiten bezeichnen. Für die rechtliche Bewertung 
ist daher nicht die Bezeichnung, sondern die tatsächlich vereinbarte 
und gelebte Arbeitsform maßgeblich.

Unabhängig von der jeweiligen Arbeitsform sind Gefährdungsbeurtei-
lungen Bestandteil des Arbeitsschutzes. Dies gilt auch für psychische 
Belastungen und beim mobilen Arbeiten. In der Praxis werden hierfür 
häufig Selbstauskünfte der Mitarbeitenden genutzt, die wahrheits-
gemäß auszufüllen sind. Der Arbeitgeber bleibt in allen Fällen dafür 
verantwortlich, dass Gefährdungen erkannt, bewertet und geeignete 
Schutzmaßnahmen abgeleitet und umgesetzt werden.
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Wie kann hybride Arbeit Eigenverantwortung 
stärken, ohne Verantwortung zu verlagern?

Hybrides Arbeiten erhöht den Gestaltungsspielraum der Beschäf-
tigten, ändert jedoch nichts an der grundsätzlichen Verantwortung 
des Arbeitgebers für Organisation und Arbeitsschutz. 

Eigenverantwortung bedeutet, Arbeitszeit und Belastung bewusst 
zu steuern und Absprachen im Team einzuhalten. Führungskräfte 
bleiben verantwortlich für klare Erwartungen, Prioritäten und Rah-
menbedingungen. Sie müssen darauf vertrauen können, dass Mit-
arbeitende die Belehrungen und Schulungsangebote zum hybriden 
Arbeiten wahrnehmen und umsetzen. Eine Führungskraft erfüllt 
ihre Aufgabe nicht allein durch Schulungen, sondern auch durch an-
gemessene Organisation, Kontrolle und Nachsteuerung. Sollte die 
Führungskraft Kenntnis von Abweichungen des Regelwerkes haben, 
muss sie han-deln und kann ggf. das mobile Arbeiten einschränken 
oder – im Extremfall – widerrufen. 
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Was ist bei mobilem Arbeiten und Dienstreisen 
im Ausland zu beachten?

Bereits kurzfristige Tätigkeiten im Ausland können sozialversiche-
rungs-, arbeits-, steuer- und aufenthaltsrechtliche Pflichten auslö-
sen. Innerhalb der EU, des EWR und der Schweiz ist häufig eine A1-
Bescheinigung erforderlich, die über das SV-Meldeportal beantragt 
wird. In bestimmten Konstellationen können zusätzliche nationale 
Entsendemeldungen notwendig sein. Außerhalb der EU kommen 
weitere aufenthalts-, arbeits- und steuerrechtliche Pflichten hin-
zu. Technische Möglichkeiten des mobilen Arbeitens ersetzen diese 
rechtlichen Anforderungen nicht. Hierzu gibt es regelmäßig betrieb-
liche Regelungen, die z. B. zwischen aktiver und passiver Reisezeit 
unterscheiden oder wie der Meldeprozess aussieht.

Was ist bei hybrider Zusammenarbeit mit  
internationalen Teams oder externen Partnern zu 
beachten?

Grundsätzlich gilt das Arbeitsrecht des Landes, in dem die Arbeit 
erbracht wird. Unterschiede bei Arbeitszeit, Feiertagen und Schutz-
standards müssen berücksichtigt werden. Führung über Länder-
grenzen hinweg erfordert Sensibilität für rechtliche und kulturelle 
Unterschiede sowie klare organisatorische Regelungen.
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Fazit

Hybrides Arbeiten eröffnet neue Möglichkeiten moderner Arbeits-
gestaltung, bleibt jedoch an rechtliche Rahmenbedingungen ge-
bunden. Diese dienen dem Schutz der Gesundheit, der Transparenz 
von Arbeitszeit und der Fairness im Arbeitsalltag.

Hybride Arbeit steht nicht im Widerspruch zu bestehenden Regelun-
gen, sondern erfordert deren bewusste Anwendung. Mitarbeitende, 
Führungskräfte, Betriebsräte und Unternehmen tragen gemeinsam 
Verantwortung dafür, dass Flexibilität, Eigenverantwortung und  
Arbeitsschutz in einem ausgewogenen Verhältnis stehen.

Hybrides Arbeiten gehört zum digitalen Wandel und zur modernen 
Arbeitswelt. Doch um verantwortungsvoll mit diesen Arbeitsformen 
umzugehen, muss man die rechtlichen Rahmenbedingungen kennen.

Weitere Einzelheiten finden Sie im Impulspapier „Hybrides  
Arbeiten in der Produktion, in produktionsnahen Bereichen und im  
Service“. 

Für Rückfragen und Anmerkungen zum Dokument erreichen Sie 
Steffen Fischer (Leitung AG 5) per E-Mail: AG5@ifok.de
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